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Erhöhung der Effektivität 
der Verurteilung auf Bewährung
KLAUS BACKHAUS und Dr. HEINZ WOLF,
Sektion III der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR

Ihrem Charakter als Strafe ohne Freiheitsentzug entspre­
chend, ist die Verurteilung auf Bewährung auf das Ziel 
gerichtet, beim Täter eine gewissenhafte Erfüllung seiner 
Pflichten in der Arbeit und im persönlichen Leben zu er­
wirken. Der Verurteilte soll sich bewähren und der Ge­
sellschaft nachweisen, daß er seine Tat wiedergutmacht, 
seine gesellschaftliche Verantwortung erkennt und das mit 
der Verurteilung auf Bewährung in ihn gesetzte Vertrauen 
auf künftig verantwortungsbewußtes Verhalten recht­
fertigt (§33 Abs. 1 StGB). Mit der Erweiterung der Ver­
pflichtungsmöglichkeiten nach § 33 StGB (z. B. Umgangs-, 
Besitz- und Verwendungsverbot sowie erweiterte Pflich­
ten zur Berichterstattung vor einem bestimmten staatlichen 
Organ) kann die Erziehung und Selbsterziehung des Ver­
urteilten in der Bewährungszeit aktiver gestaltet, auf die 
Bewährung und Wiedergutmachung besser eingewirkt und 
einem künftigen strafrechtlich relevanten Verhalten ent­
gegengewirkt werden. So ist z. B". mit der Berichterstattung 
vor der Abteilung Arbeit eines örtlichen Rates oder dem 
Rat der Gemeinde eine weitere rechtliche Garantie gege­
ben, daß sich der Verurteilte durch diese differenzierte 
Kontrolle und Überwachung seinen Bewährungspflichten 
nicht entziehen kann. Damit werden zielgerichtet weitere 
staatliche und gesellschaftliche Kräfte in die Vorbeugung 
und Bekämpfung der Kriminalität einbezogen, die eng mit 
den Leitern und Kollektiven der Werktätigen bei der Er­
ziehung des Verurteilten Zusammenarbeiten.

Das mit der Verurteilung auf Bewährung zu erreichende 
Ziel umfaßt mehr als nur die Forderung, nicht wieder 
straffällig zu werden. Es verlangt vom Verurteilten, durch 
Bewährungs- und Wiedergutmachungsaktivitäten nachzu­
weisen, daß sich seine Einstellung zu grundlegenden ge­
sellschaftlichen Pflichten geändert hat. Daher ist u. E. die 
unmittelbare Wirksamkeit der Verurteilung auf Bewäh­
rung daran zu messen, welche Aktivitäten der Verurteilte 
zur Erfüllung seiner Pflichten entwickelt hat. Er muß da­
bei aktiv tätig werden, um insbesondere den mit der 
Straftat angerichteten Schaden wiedergutzumachen, die 
ihm übertragenen Arbeitsaufgaben zu erfüllen und sich in 
seinem persönlichen Leben gesellschaftsgemäß zu verhal­
ten. Damit trägt er selbst zugleich dazu bei, Ursachen und 
Bedingungen seiner Straftat zu überwinden.

Bei der überwiegenden Mehrzahl der auf Bewährung 
Verurteilten wird das Ziel dieser Strafe erreicht, denn die 
meisten erfüllen die ihnen auferlegten Verpflichtungen. 
Die strafrechtliche Maßnahme löst bei diesen Personen 
selbsterzieherische Anstrengungen aus, die ein erhöhtes 
Verantwortungsbewußtsein vor allem in der Arbeitsdiszi­
plin und in den durch die Straftat verletzten Verhaltens­
anforderungen bewirken. Mitunter werden diese Wir­
kungen aber erst in einem längeren Prozeß kritischer 
Auseinandersetzung sowie staatlicher und gesellschaftlich- 
erzieherischer Einwirkung durch Gericht, Leiter und Ar­
beitskollektive erzielt.1

Ein kleiner Teil der auf Bewährung Verurteilten er­
füllt trotz dieser Einwirkung die Bewährungsanforderun­
gen nicht, so daß der Widerruf der Bewährungszeit und 
der Vollzug der angedrohten Freiheitsstrafe (§ 35 Abs. 3 
StGB) erforderlich wird. Dabei erhebt sich die Frage, 
welche Gründe es dafür gibt und welche Möglichkeiten 
wir haben, um bei möglichst allen Bewährungsverurtei­

lungen die erforderliche Wirksamkeit der Strafe zu sichern. 
Unsere Untersuchungen der Widerrufsverfahren, die wir 
in der Praxis durchgeführt haben, geben insbesondere 
Aufschluß über fehlende Wirksamkeitsbedingungen der 
Strafe und ermöglichen Schlußfolgerungen, welche nega­
tiven Bedingungen zurückzudrängen und welche positiven 
Bedingungen in einem differenziert zu gestaltenden Ver­
wirklichungsprozeß der Verurteilung auf Bewährung 
weiter zu entfalten sind.2

Bedingungen für die Wirksamkeit 
der Verurteilung auf Bewährung

Eine wichtige Bedingung für die Wirksamkeit der Strafe 
ist ihre gerechte und in Übereinstimmung mit der Gesetz­
lichkeit stehende Anwendung. Bei allen analysierten 
Widerrufsverfahren konnte festgestellt werden, daß die 
Voraussetzungen für die Anwendung der Verurteilung auf 
Bewährung gegeben waren. Der Verurteilung lagen meist 
solche Vergehen zugrunde, die von der objektiven Tat­
schwere her, insbesondere von der Begehungsweise und 
den Folgen der Tat, als nicht schwerwiegend zu charak­
terisieren waren. Für die Persönlichkeit dieser Täter 
waren jedoch — im Unterschied zur Mehrzahl der sonst auf 
Bewährung Verurteilten — negative Züge in ihrem Ge­
samtverhalten (ungefestigte Grundhaltungen, insbeson­
dere eine schlechte Arbeitsdisziplin) charakteristisch. Es 
handelte sich überwiegend um solche Straftäter, deren 
Einstellung oft an der Grenze zu hartnäckig disziplinlosem 
Verhalten i. S. des § 30 Abs. 2 StGB lag.

Diesen Tätern angemessen, erfolgte die Ausgestaltung 
der Verurteilung auf Bewährung gemäß § 33 StGB durch 
konkrete Verpflichtungen, um den Bewährungsprozeß 
aktiv zu beeinflussen.3 In der Regel wurden den Verur­
teilten mehrere Verpflichtungen auferlegt (meist Arbeits­
platzbindung kombiniert mit anderen Verpflichtungen). In 
Einzelfällen wurden nahezu alle gesetzlichen Möglichkei­
ten der Ausgestaltung genutzt in dem Bemühen, den Be­
währungsprozeß besonders nachdrücklich zu gestalten so­
wie durch hohe Anforderungen die Wirksamkeit der Ver­
urteilung auf Bewährung zu sichern. Eine Erhöhung des 
Anforderungsniveaus wird aber nicht ausschließlich durch 
die Quantität der Verpflichtungen erreicht. Das hängt viel­
mehr von der Gestaltung des Verwirklichungsprozesses 
und den dabei an den Verurteilten gestellten Anforderun­
gen ab. Gerade bei den hier in Betracht gezogenen Per­
sonen bewirkt eben die Anzahl von Verpflichtungen durch­
aus noch nicht ihre Bewährung. Das zeigt sich auch in den 
Widerrufsgründen. In den letzten Jahren ist allerdings der 
Anteil der Widerrufe wegen erneuter Begehung einer 
Straftat zurückgegangen.

Haupts&bhliche Widerrufsgründe

An erster Stelle unter den Widerrufsgründen steht gegen­
wärtig die schwerwiegende Verletzung der Verpflichtung 
zur Bewährung in der Arbeit, und zwar sowohl bei Ver­
letzung der speziellen Verpflichtung nach §§ 33 Abs. 4 
Ziff. 1, 34 StGB als auch bei Verletzung der allgemeinen 
Pflicht zur Bewährung in der Arbeit nach § 33 Abs. 1 StGB 
(Widerruf wegen undisziplinierten Verhaltens gegenüber


